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	Stellungnahmen: 

	· SP
· Grüne
· EDU
· CVP
· EVP
· DSB 
· Obergericht
· Zürcher Handelskammer
· 	Verband der Gemeindeammänner und Betreibungsbeamten




	Gesetzestext gemäss Vernehmlassungsvorlage
	Vorbringen Vernehmlassungsteilnehmende

	Allgemeine Bemerkungen:
	

	
	DSB:
Stimmt der Vorlage zu.

	
	Grüne/SP:
Zustimmung zur Beschränkung der Vorlage auf die elektronische Ausfertigung und Beglaubigung und Verzicht auf parallele Zuständigkeit durch das HRA

	 (
L:\SFR\02. MA\EV\G_EG ZGB elektronische Beurkundung\13 343 EV BE2 externe Stellungnahmen.docx
)
	CVP:
Zustimmung zur Vorlage.

	
	EDU:
Begrüsst die Vorlage, weist aber darauf hin, dass Koordinationsbedarf mit Bund und Kantonen besteht. 
Der direkte Zugriff auf die Dateien der Notariate wird abgelehnt.
Die EDU wünscht eine analoge Regelung für die digitale amtliche Beglaubigung von Unterschriftsberechtigungen bei Referenden, Initiativen, Wahllistenbestätigungsunterschriften, usw. vereinfachen würde.

	
	Obergericht:
Begrüsst die Vorlage

	
	Zürcher Handelskammer:
Begrüsst die Vorlage, bedauert aber, dass das Handelsregisteramt nicht zur öffentlichen Beurkundung in gesellschaftsrechtlichen Vorgängen zuständig erklärt wird.

	
	Verband der Gemeindeammänner und Betreibungsbeamten:
Stimmt der Vorlage grundsätzlich zu. Können die finanziellen Folgen z.Zt. jedoch noch nicht abschätzen. 
Die Stadt- und Gemeindeammänner weisen darauf hin, dass sie „Urkundspersonen“, wenn auch nicht im engeren Sinne, sind. Beglaubigungen seien eine Untergruppe der in Vermerkform zulässigen Sachbeurkundungen. Als Urkundsperson bezeichnet er alle staatlichen und freiberuflichen Personen, welche eine Beurkundungstätigkeit mit beschränkter oder umfassender Beurkundungsbefugnis ausüben. 

	§ 236 a. Wer zur Errichtung öffentlicher Urkunden berechtigt ist, darf elektronische Ausfertigungen davon erstellen.
	

	
	EDU:
Fordert, dass sowohl sämtliche zur Erstellung von elektronischen Urkunden zuständige Personen aufgezählt werden müssen und auch sämtliche Urkunden, die elektronisch ausgefertigt werden dürfen, aufgezählt werden. 
Zudem müssten die elektronische ausgestellten Urkunden rückverfolgbar sein. D.h. es muss nachträglich anhand einer geeigneten Protokollierung festgestellt werden können, welche digitale Urkunde/Kopie wann durch wen bestellt, erstellt, kopiert, übermittelt, kontrolliert/überprüft, an wen ausgeliefert wurde

	
	

	§ 250 a. Wer zur Vornahme von Beglaubigungen berechtigt ist, darf die Übereinstimmung einer elektronischen Kopie mit einem Originaldokument auf Papier sowie die Echtheit von Unterschriften elektronisch beglaubigen.
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